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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Günther Felbinger, Prof. 
(Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Peter Meyer, Alexander Muthmann, Bernhard Pohl, 
Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, 
Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Berufliche Schulen fit für die Zukunft machen: 
Berufliche Bildung darf für die Staatsregierung 
nicht länger bildungspolitischer Nebenschauplatz 
sein! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Gleichwer-
tigkeit von beruflichen und allgemeinbildenden Schu-
len in Bayern auch durch eine Aufstockung bzw. Er-
gänzung der im Bildungspaket vom 25. April 2017 
angekündigten Maßnahmen für berufliche Schulen zu 
verdeutlichen. 

Wesentliche Ziele müssen demnach sein, 

─ die Personalressourcen über die im Bildungspaket 
angekündigten 100 Stellen für Lehrkräfte bis 2019 
hinaus aufzustocken und damit die Lehrkräftever-
sorgung an beruflichen Schulen deutlich zu ver-
bessern, 

─ Unterrichtsausfall an beruflichen Schulen durch 
den Aufbau einer Integrierten Lehrereserve zu re-
duzieren, 

─ Möglichkeiten zur Behebung des Personalman-
gels im fachpraktischen Bereich zu prüfen, 

─ die Attraktivität des für die Schulentwicklung so 
wesentlichen Schulleitungspostens durch eine Auf-
stockung der Anrechnungsstunden für Schullei-
tungsaufgaben an beruflichen Schulen zu stei-
gern, 

─ Inklusion und Integration auch an beruflichen 
Schulen weiter voranzutreiben und die Schulen 
mit dem hierfür notwendigen Personal – darunter 
beispielsweise zusätzlichen Sozialpädagoginnen 
bzw. -pädagogen, Schulpsychologinnen bzw. -psy-
chologen und Lehrkräften für Deutsch als Zweit-
sprache bzw. Deutsch als Fremdsprache – aus-
zustatten, 

─ digitale Bildung an beruflichen Schulen weiter 
voranzutreiben und die Schulen noch besser mit 
digitalen Lehrmitteln auszustatten, um Nach-
wuchskräfte für die künftigen Anforderungen im 
Rahmen der Wirtschaft und Industrie 4.0 ausbil-
den zu können, 

─ Demokratieerziehung auch an beruflichen Schu-
len weiter zu stärken, die hierfür notwendigen 
Freiräume zu schaffen und beispielsweise auch 
die Möglichkeit einer Aufnahme politischer Bildung 
als prüfungsrelevantes Thema in die Ausbil-
dungsordnungen und Rahmenlehrpläne zu prüfen. 

 

 

Begründung: 

Berufliche Schulen in Bayern stehen aktuell vor einer 
Vielzahl an großen Herausforderungen – darunter 
beispielsweise die Flüchtlingsbeschulung, Inklusion, 
die zunehmende Heterogenität der Schülerschaft, 
Werte- und Demokratieerziehung oder aber die im 
Zuge der Digitalisierung entstehende Arbeitswelt 4.0, 
auf die es insbesondere auch Schülerinnen und Schü-
ler an den beruflichen Schulen vorzubereiten gilt. Um 
diesen Aufgaben gerecht werden zu können, müssen 
vonseiten der Staatsregierung endlich auch an beruf-
lichen Schulen die hierfür notwendigen Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden, wozu zuallererst eine 
angemessene Ausstattung mit finanziellen und perso-
nellen Ressourcen gehört. Die bisher im Bildungspa-
ket angekündigten Maßnahmen allein werden jedoch 
hierfür nicht ausreichen. Dabei gilt es heute mehr 
denn je, die berufliche Bildung in Bayern von politi-
scher Seite nicht zu vernachlässigen. Denn nur wenn 
seitens der Politik eine Wertschätzung nicht nur mit 
Worten, sondern auch durch entsprechende Taten er-
folgt, kann auch das gesellschaftliche Ansehen der 
beruflichen Bildung weiterhin sichergestellt bzw. ge-
stärkt werden. Und nur so lässt sich auch der Trend 
einer anhaltend rückläufigen Zahl an Lehrverträgen 
trotz des steigenden Bedarfs an Fachkräften stoppen. 
Die nachhaltige Verfolgung des bildungspolitischen 
Zieles einer Stärkung der beruflichen Bildung wird 
somit zugleich zur Voraussetzung, um Bayerns wirt-
schaftliche Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit auch 
in Zukunft gewährleisten zu können. 

 



(Beifall bei den GRÜNEN)

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Erstens. Ich 
kann die Entrüstung durchaus verstehen, zum einen 
deshalb, weil einfach bei vielen der Begriff Pflanzen-
schutzmittel automatisch mit Pestiziden gleichgesetzt 
wird und weil sie beides fachlich nicht differenzieren 
können. Ich habe versucht, beides zu differenzieren. 
Diejenigen, die es noch nicht wissen, können es 
nachlesen.

Zweitens. Ich habe auch dargestellt, welche Auswir-
kungen das auf die Flächen, die dann zur Verfügung 
stehen würden, hätte. Sie zeigen sich, wenn man es 
herunterrechnet. Die Zahlen, die ich genannt habe, 
wird, denke ich, auch der Minister belegen können. 
Sie alle sind nämlich veröffentlicht. Ich habe keine 
Zahlen genannt, die nicht veröffentlicht sind. Ich gehe 
davon aus, dass veröffentlichte Zahlen auch stimmen, 
sonst hätte sie irgendjemand widerrufen.

Zum Dritten muss man ganz einfach sagen: Der An-
trag, den ihr gestellt habt, ist von der Idee her richtig. 
Darum habe ich gesagt, der Kerntext des Antrags an 
sich wäre zustimmungsfähig. Das trifft aber nicht für 
die Beschreibung und den Titel zu, die den Antrag 
konterkarieren. Schade, dass ihr nicht in der Lage 
seid, Anträge vernünftig zu formulieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. – 
Weitere Wortmeldungen liegen mir jetzt nicht mehr 
vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kom-
men zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wie-
der getrennt. 

Zuerst lasse ich über den Antrag der CSU-Fraktion in 
einfacher Form abstimmen. Wer dem Dringlichkeits-
antrag auf Drucksache 17/16798 seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die CSU-Fraktion und die Fraktion der FREIEN 
WÄHLER. Gegenstimmen bitte. – Die Fraktionen der 
SPD und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es 
Enthaltungen? – Eine Enthaltung bei der SPD-Frak-
tion. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Nun lasse ich, wie bereits zu Beginn der Beratung an-
gekündigt, über den Dringlichkeitsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 17/16777 in namentlicher Form abstimmen. Die 
Urnen stehen bereit. Wir geben Ihnen fünf Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 18.25 bis 
18.30 Uhr)

Meine Damen und Herren, die Zeit für die Stimmab-
gabe ist um. Ich schließe die Abstimmung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte kurz um Auf-
merksamkeit. Ich schließe die Sitzung jetzt noch nicht, 
weil wir noch Ergebnisse verkünden müssen. Aber 
nach Rücksprache mit den Fraktionen sind wir über-
eingekommen, dass es schon für den nächsten An-
trag mit dem vereinbarten Sitzungsende 19.00 Uhr 
eng wird. Das heißt, wir rufen jetzt keinen Antrag 
mehr auf. Wenn die Ergebnisse der beiden Abstim-
mungen – eines liegt schon bei mir – verkündet sind, 
schließe ich die Sitzung für heute Abend.

(Erwin Huber (CSU): Danke, Herr Präsident!)

Ich gebe jetzt das Ergebnis einer namentlichen Ab-
stimmung bekannt. Da ging es um den Dringlichkeits-
antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Joachim Hanisch und anderer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) betreffend "Klarheit schaffen, Frei-
staat muss in der Verantwortung bleiben! – Unterbrin-
gung anerkannter Flüchtlinge nicht einfach auf Kom-
munen abwälzen!" auf Drucksache 17/16776. Mit Ja 
haben 66 gestimmt, mit Nein haben 73 gestimmt. 
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Dring-
lichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Zur namentlichen Abstimmung von soeben, zum 
Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Gisela Sengl und anderer 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend 
"Ökologische Vorrangflächen ohne Pflanzengifte be-
wirtschaften" auf Drucksache 17/16777: Mit Ja haben 
43 gestimmt, mit Nein haben 83 gestimmt, und es gab 
2 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/16778 mit 17/16784 und 17/16799 mit 
17/16803 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf damit die Sit-
zung beenden. Ich bedanke mich für die Mitarbeit und 
wünsche einen schönen Abend. Ich schließe die Sit-
zung.

(Schluss: 18.36 Uhr)
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/16801 

Berufliche Schulen fit für die Zukunft machen: 
Berufliche Bildung darf für die Staatsregierung 
nicht länger bildungspolitischer Nebenschauplatz 
sein! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Prof. Dr. Michael Piazolo 
Mitberichterstatter: Prof. Dr. Gerhard Waschler 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Bildung und Kultus federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Fragen des 
öffentlichen Dienstes und der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen haben den 
Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 66. Sitzung am 1. Juni 
2017 beraten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
59. Sitzung am 20. Juni 2017 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
161. Sitzung am 4. Juli 2017 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Martin Güll 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bau-
er, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joa-
chim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Peter Meyer, Alexander Muthmann, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, 
Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Drs. 17/16801, 17/17694 

Berufliche Schulen fit für die Zukunft machen: Berufliche Bildung 
darf für die Staatsregierung nicht länger bildungspolitischer Ne-
benschauplatz sein! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Listennummern 15 und 53. Es sind dies 

der Antrag der Abgeordneten Scheuenstuhl, von Brunn, Woerlein und anderer (SPD) 

betreffend "Kinderschutz ernst nehmen – kein Glyphosat-Einsatz auf von Kindern ge-

nutzten Flächen" auf der Drucksache 17/17137 und der Antrag der Abgeordneten 

Schorer-Dremel, Dr. Hünnerkopf, Brendel-Fischer und anderer (CSU) betreffend "Um-

weltschonender Einsatz von Glyphosat" auf der Drucksache 17/16744. Der Aufruf er-

folgt morgen am Ende der Tagesordnung.

(...)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Über die übrigen Vorgänge auf der Liste lasse ich 

nun abstimmen. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen 

Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

in diesem Fall wohl alle. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Auch 

keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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